
 

  

S 7 KR 33/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 24
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Gesamtsozialversicherungsbeitrag,

Haupt- und Nebentätigkeit,
selbstständige Tätigkeit, Arbeitnehmer,
Schlossführer

Leitsätze -
Normenkette § 28 e SGB IV, § 14 SGV IV

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KR 33/02
Datum 04.12.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 24 KR 11/04
Datum 14.06.2006

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 04.
Dezember 2003 geÃ¤ndert. Die Klage wird abgewiesen. Kosten haben die
Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligte streiten um die Forderung von GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤gen
fÃ¼r die in NebentÃ¤tigkeit als Schloss- und ParkfÃ¼hrer tÃ¤tigen Beigeladenen zu
6) â�� 11).

Aufgrund einer BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r den Zeitraum vom 01. Januar 1996 bis 31.
Dezember 1996 gelangte die Beklagte zu der Auffassung, dass die bei der KlÃ¤gerin
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer, die neben dieser TÃ¤tigkeit noch als Schloss- und
ParkfÃ¼hrer stundenweise eingesetzt werden, auch fÃ¼r diese NebentÃ¤tigkeit
versicherungspflichtig in der gesetzlichen Sozialversicherung sind.
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Im Bescheid vom 21. Dezember 2000 forderte sie dementsprechend
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge nach und wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin
hiergegen mit Widerspruchsbescheid vom 22. Juni 2001 zurÃ¼ck. In
Folgebescheiden vom 15. Januar 2002 und 04. April 2002 und mit Teilanerkenntnis
vom 04. Dezember 2003 hat die Beklagte ihre Forderung reduziert und zuletzt
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 16.298,13 Euro fÃ¼r die
Beigeladenen zu 6) bis 11) gefordert.

Gegen die Forderung von BeitrÃ¤gen hat sich die am 23. Juli 2001 vor dem
Sozialgericht Potsdam erhobene Klage gerichtet. Die KlÃ¤gerin hat dazu die
Auffassung vertreten, es handele bei den Schloss- und ParkfÃ¼hrern um freie
Mitarbeiter. Sie beschÃ¤ftige insgesamt 66 solche freie Mitarbeiter und habe gegen
die freien Mitarbeiter, die bei ihr in anderen TÃ¤tigkeiten
sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt sind, ebenso wenig einen Anspruch auf
DurchfÃ¼hrung der NebentÃ¤tigkeit wie bei den anderen Park-und
SchlossfÃ¼hrern. Es sei vielmehr so, dass jeweils im Einzelfall vereinbart werde, ob
und wann entsprechende FÃ¼hrungen durchgefÃ¼hrt wÃ¼rden und dass die
FÃ¼hrungen in keinem sachlichen Zusammenhang mit den hauptberuflichen
TÃ¤tigkeiten dieser Mitarbeiter stÃ¼nden.

Die KlÃ¤gerin hat erstinstanzlich beantragt,

den Bescheid vom 21. Dezember 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 22. Juni 2001 und die Bescheide vom 15. Januar 2002 und 04. April 2002
insoweit aufzuheben, als dass fÃ¼r die Schloss- und ParkfÃ¼hrer
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge nachgefordert werden.

Die Beklagte hat erstinstanzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat ihre angefochtenen Bescheide in der Fassung des Teilanerkenntnisses vom
04. Dezember 2003 fÃ¼r zutreffend gehalten.

Die Beigeladenen haben keine AntrÃ¤ge gestellt.

Mit Urteil vom 04. Dezember 2003 hat das Sozialgericht der Klage insoweit
stattgegeben, als fÃ¼r die Beigeladenen zu 6 â�� 11
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 16.298,13 Euro geltend
gemacht wurden.

Zur BegrÃ¼ndung hat das Gericht ausgefÃ¼hrt, nach dem Vertrag fÃ¼r die freien
Mitarbeiter seien diese, unabhÃ¤ngig davon, ob sie auch im Hauptberuf fÃ¼r die
Beklagte tÃ¤tig seien, berechtigt, AuftrÃ¤ge anzunehmen oder abzulehnen. Dies
bedeute, dass die Mitarbeiter lediglich in einen Pool einbezogen seien und dann
themenbezogen und nach Sprachenkenntnissen ihnen AuftrÃ¤ge angeboten
wÃ¼rden, die sie im Einzelfall annehmen oder ablehnen kÃ¶nnten. Es fehle somit
an einer Eingliederung in den Betrieb der KlÃ¤gerin fÃ¼r diese TÃ¤tigkeiten und
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keine der im Streit stehenden Beigeladenen Ã¼be in seiner hauptberuflichen
TÃ¤tigkeit Aufgaben eines Park- oder SchlossfÃ¼hrers aus, so dass es sich um eine
von der sozialversicherungspflichtigen TÃ¤tigkeit abgetrennte und unabhÃ¤ngige
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit handele.

Gegen dieses der Beklagten am 12. Februar 2004 zugestellte Urteil richtet sich
deren Berufung vom 10. MÃ¤rz 2004. Die Beklagte ist unter Bezugnahme auf das
Urteil des Bundessozialgerichts â�� BSG â�� vom 16. Februar 1983 (12 RK 26/81)
der Auffassung, dass tatsÃ¤chlich ein einheitliches BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
vorliege und dass die beigeladenen Park- und SchlossfÃ¼hrer nach ihren
ArbeitsvertrÃ¤gen in Bezug auf die HaupttÃ¤tigkeit verpflichtet seien, im Bedarfsfall
auf Anordnung der KlÃ¤gerin vorÃ¼bergehend auch eine andere ihnen zumutbare
gleichwertige Arbeit zu Ã¼bernehmen. Daher seien diese auch als Park- und
SchlossfÃ¼hrer in die Organisation des Dienstbetriebes der KlÃ¤gerin einbezogen
und in der AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit nicht mit denjenigen Park- und
SchlossfÃ¼hrern gleichzusetzen, die nicht hauptberuflich bei der KlÃ¤gerin
angestellt sind. Die freien Mitarbeiter wÃ¼rden auf der Grundlage des
Rahmenvertrages tÃ¤tig, der hier streitige Personenkreis auf der Grundlage eines
Arbeitsvertrages.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 04. Dezember 2003 zu Ã¤ndern und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und durch das Ergebnis der
Beweisaufnahme des Senats fÃ¼r bestÃ¤tigt und hat auf Aufforderung des Senats
dargelegt, dass der Beigeladene zu 6) Herr H, als Sachbearbeiter tÃ¤tig gewesen
sei. Die Beigeladene zu 7) Frau S, sei als Sachbearbeiterin mit Buchung und
KassentÃ¤tigkeiten betraut gewesen. Dazu habe die DurchfÃ¼hrung von Park- und
SchlossfÃ¼hrungen nicht gezÃ¤hlt. Die Beigeladene zu 8) Frau H, sei ab 01. Januar
1996 ebenso wie Frau S eingesetzt gewesen.

Die Beigeladene zu 9) Frau O, sei als Sachbearbeiterin mit der DurchfÃ¼hrung
konzeptioneller TÃ¤tigkeiten fÃ¼r spezielle Zielgruppen, z. B. Besucher mit
Behinderungen eingesetzt gewesen. Dazu gehÃ¶rten Schloss- und ParkfÃ¼hrungen
nicht. Die Beigeladene zu 10) Frau W, habe als Sachbearbeiterin Buchungen und
Abrechnungen vorgenommen. Dies treffe auch auf die Beigeladene zu 11) Frau H,
zu. Somit seien all diese Mitarbeiter in ihrem Hauptberuf, fÃ¼r den ein
Arbeitsvertrag geschlossen sei, nicht mit Park- und SchlossfÃ¼hrungen betraut
gewesen. Im ErÃ¶rterungstermin vom 08. Dezember 2004, wegen dessen
Einzelheiten auf die Niederschrift verwiesen wird, sind die Beigeladenen S H, E S, V
H, W O und G H zum Inhalt ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r die Beklagte gehÃ¶rt worden.
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Die Beklagte hat darauf verwiesen, dass alle betroffenen Mitarbeiter mit
TeilzeitarbeitsvertrÃ¤gen beschÃ¤ftigt seien und sie sich zur Verbesserung ihres
Einkommens fÃ¼r die FÃ¼hrungen bewerben wÃ¼rden. Gerade deshalb kÃ¶nne
die TÃ¤tigkeit nicht dergestalt aufgeteilt werden, dass ein Teil als
sozialversicherungspflichtig, ein anderer hingegen als selbstÃ¤ndig angesehen
werde.

Die KlÃ¤gerin hat auf Anforderung des Senats die Lohnlisten der beigeladenen
FÃ¼hrerinnen und FÃ¼hrer fÃ¼r die HaupttÃ¤tigkeit Ã¼bersandt und mitgeteilt,
die Unterlagen Ã¼ber die Honorare fÃ¼r NebentÃ¤tigkeit im Jahre 1996 seien
mittlerweile vernichtet.

Wegen des Sachverhalts im Ã�brigen wird auf den Verwaltungsvorgang der
Beklagten und die Gerichtsakten verwiesen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin schuldet der
Beklagten als Arbeitgeberin GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die bei ihr
im Jahre 1996 beschÃ¤ftigten Beigeladenen auch aus deren als selbstÃ¤ndig
deklarierter TÃ¤tigkeit als Park- und SchlossfÃ¼hrer, so dass die entsprechenden
Bescheide keiner Beanstandung unterliegen und das Urteil des Sozialgerichts
entsprechend zu Ã¤ndern war.

GemÃ¤Ã� Â§ 28 e Sozialgesetzbuch â�� Gemeinsame Vorschriften â�� (SGB IV) hat
den Gesamtsozialversicherungsbeitrag der Arbeitgeber zu zahlen.

Arbeitgeber ist jede natÃ¼rliche oder juristische Person, die einen anderen (den
Arbeitnehmer), in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis beschÃ¤ftigt. Grundnorm zum
ArbeitsverhÃ¤ltnis ist Â§ 611 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB). Dadurch wird
derjenige, welcher Dienste zusagt zur Leistung der versprochenen Dienste, der
andere zur GewÃ¤hrung der vereinbarten VergÃ¼tung verpflichtet. Ist der
Arbeitnehmer dabei in einen fremden Betrieb eingegliedert und unterliegt einem
Weisungsrecht des Dienstherrn, so liegt die Sonderform des Arbeitsvertrages, einer
speziellen Ausformung des Dienstvertrages gemÃ¤Ã� Â§ 611 BGB, vor.

Es steht zur Ã�berzeugung des Senats nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme
fest, dass die KlÃ¤gerin auch fÃ¼r die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen als Park- und
SchlossfÃ¼hrer deren Arbeitgeber war. Die erforderliche Gesamtschau der
TÃ¤tigkeit der Beigeladenen bei der Beklagten lÃ¤sst eine Aufteilung in einen
selbstÃ¤ndigen und einen unselbstÃ¤ndigen Teil nicht zu.

Eine neben einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung beim selben Arbeitgeber
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit unterliegt, zumindest solange nicht im Einzelfall zweifelsfrei
dargelegt ist, dass keinerlei Bezug zur HaupttÃ¤tigkeit besteht, ebenfalls der
Versicherungspflicht. Das Bundessozialgericht hat in seinem Urteil vom 29. August
1963 (Aktenzeichen 3 RK 86/59 = BSGE 20, 67) dargelegt, es sei zwar rechtlich
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mÃ¶glich, dass dieselbe Person fÃ¼r denselben Unternehmer gleichzeitig als
abhÃ¤ngiger Arbeiter und daneben selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist â�� gemischte TÃ¤tigkeit
-. Dies kÃ¶nne in AusnahmefÃ¤llen zutreffen. Diese Auffassung teilt der erkennende
Senat, zieht daraus allerdings auch die Schlussfolgerung, dass, da es sich um eine
Ausnahme handelt, der volle Nachweis dafÃ¼r erforderlich ist, dass zwischen der
BeschÃ¤ftigung als Arbeitnehmer und der TÃ¤tigkeit als angeblich SelbstÃ¤ndiger
kein Zusammenhang besteht, diese somit bei natÃ¼rlicher Betrachtungsweise nicht
als einheitliches BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis angesehen werden kann.

Die Versicherungs- bzw. Beitragspflicht richtet sich nach den GrundsÃ¤tzen, die
Lehre und Rechtsprechung zum entgeltlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in der
Sozialversicherung entwickelt haben. Arbeitnehmer ist hiernach, wer von einem
Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. PersÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit erfordert
Eingliederung in den Betrieb und Unterordnung unter das Weisungsrecht des
Arbeitgebers in Bezug auf Zeit, Dauer, Ort und Art der ArbeitsausfÃ¼hrung. Zwar
kann das Weisungsrecht erheblich eingeschrÃ¤nkt sein, wie dies insbesondere bei
Diensten hÃ¶herer Art der Fall ist, vollstÃ¤ndig entfallen darf es jedoch nicht. Es
muss eine fremdbestimmte Dienstleistung sein, die Dienstleistung muss also
zumindest in einer von anderer Seite vorgegebene Ordnung des Betriebs aufgehen.
Ist ein Weisungsrecht nicht vorhanden, kann der Betreffende also seine TÃ¤tigkeit
wesentlich frei gestalten, insbesondere Ã¼ber die eigene Arbeitskraft, Ã¼ber
Arbeitsort und Arbeitszeit frei verfÃ¼gen oder fÃ¼gt er sich nur in die von ihm
selbst gegebene Ordnung des Betriebes ein, liegt keine abhÃ¤ngige, sondern eine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vor, die zusÃ¤tzlich durch ein Unternehmerrisiko
gekennzeichnet zu sein pflegt (Urteil des Landessozialgerichts fÃ¼r das Land
Brandenburg vom 01. Oktober 1999, L 8 AL 60/98 m.w.N.).

Wenn diese GrundsÃ¤tze auf die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen fÃ¼r die KlÃ¤gerin im
Jahre 1996 angewandt werden, so ergibt sich, dass die Beigeladenen insgesamt und
nicht lediglich in dem Teil der TÃ¤tigkeit, fÃ¼r den die KlÃ¤gerin BeitrÃ¤ge
abgefÃ¼hrt hat, deren Arbeitnehmer waren. Die Beigeladenen waren in ihrer
TÃ¤tigkeit als Sachbearbeiter bzw. im Falle des Beigeladenen Hsogar als
SchlossfÃ¼hrer in die Organisationsstruktur der Beklagten eingebunden und bei
dieser abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Insoweit liegen entsprechende ArbeitsvertrÃ¤ge vor
und es besteht zwischen den Beteiligten hierÃ¼ber kein Streit. Bei einer
natÃ¼rlichen Betrachtungsweise jedoch, von der auszugehen ist, wird deutlich,
dass die gesamte TÃ¤tigkeit, einschlieÃ�lich der als selbstÃ¤ndig deklarierten
Schloss- und ParkfÃ¼hrungen, als Arbeitnehmer durchgefÃ¼hrt wurde.

Die Beigeladenen waren sÃ¤mtlich teilbeschÃ¤ftigt. Die Regelarbeitszeit war im
Jahre 1996 im Land Brandenburg 40 Stunden, die Beigeladene S arbeitete 19
Stunden pro Woche, die Beigeladene H 28,5 Stunden, die Beigeladene H 26
Stunden, die Beigeladene O 28 Stunden, der Beigeladene H 37 Stunden und die
Beigeladene W wiederum 28,5 Stunden. Das Bruttoentgelt betrug hierfÃ¼r fÃ¼r die
Beigeladene S 1.674,43 DM bzw. 1.619,93 DM und fÃ¼r den Beigeladenen H
1.991,92 DM monatlich. Daraus ergibt sich, dass die Beigeladenen zwar berechtigt
waren, einzelne Aufgaben als SchlossfÃ¼hrer, wenn ihnen diese angetragen
wurden, abzulehnen, dass dies jedoch tatsÃ¤chlich kaum mÃ¶glich war und ihrer
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Interessenlage wiedersprach. Zum einen bezogen die Beigeladenen aus ihren
TeilzeitarbeitsverhÃ¤ltnissen bei der KlÃ¤gerin relativ geringe Einnahmen und
waren daher auf weitere EinkÃ¼nfte angewiesen. Wenn ihnen diese dann von der
Beklagten angeboten wurden, mit der sie neben dem Arbeitsvertrag Ã¼ber ein
VertragsverhÃ¤ltnis dahingehend verfÃ¼gten, dass sie in einem Pool so genannter
freier Park- und SchlossfÃ¼hrer aufgenommen wurden, so konnten sie wohl im
Einzelfall, wenn ihnen dies zeitlich ungelegen war, einen Auftrag ablehnen,
grundsÃ¤tzlich jedoch waren sie auf diese AuftrÃ¤ge angewiesen. Zum anderen
wurde diese finanzielle AbhÃ¤ngigkeit noch dadurch verstÃ¤rkt, dass es einem
Arbeitnehmer, der weisungsgebunden in einem Betrieb eingegliedert ist,
naturgemÃ¤Ã� schwerfÃ¤llt, seinen Arbeitgeber "im Stich zu lassen", wenn dieser
von ihm erwartet, dass er weitere TÃ¤tigkeiten verrichtet und ihn hierfÃ¼r sogar
zusÃ¤tzlich entlohnt. Da jedoch die MÃ¶glichkeit der Beigeladenen, AuftrÃ¤ge als
Park- und SchlossfÃ¼hrer abzulehnen, das einzige ernsthafte Kriterium fÃ¼r eine
etwaige SelbstÃ¤ndigkeit ist, und diese MÃ¶glichkeit tatsÃ¤chlich, wie dargelegt,
deutlich eingeschrÃ¤nkt war, maÃ� der Senat ihr keine Bedeutung dergestalt bei,
dass sie der GesamttÃ¤tigkeit als Park- und SchlossfÃ¼hrer das GeprÃ¤ge gibt.

Dass zudem die TÃ¤tigkeit als Park- und SchlossfÃ¼hrer bei der KlÃ¤gerin auch als
abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter mÃ¶glich ist, zeigt bereits das Beispiel des Beigeladenen
H, der hauptberuflich als solcher angestellt war. In seinem Fall erscheint die
Trennung in einen Anteil als SchlossfÃ¼hrer, der als Arbeitnehmer und einen
solchen der als selbstÃ¤ndig bezeichnet wird, gekÃ¼nstelt und willkÃ¼rlich. Die
Eingliederung in den Betrieb, also die Fremdbestimmtheit der Arbeit, lag somit fÃ¼r
die gesamte TÃ¤tigkeit vor.

Die Beigeladenen Ã¼bten eine dem Betriebszweck der KlÃ¤gerin dienende
TÃ¤tigkeit aus, waren in deren Betrieb eingegliedert und konnten diese
TÃ¤tigkeiten nur sehr beschrÃ¤nkt ablehnen. Der Aufgabenkreis war
fremdbestimmt, der Arbeitsplatz war vorgegeben und es oblag der KlÃ¤gerin,
Weisungen in Bezug auf die Art und Weise der Park- und SchlossfÃ¼hrungen
vorzugeben. Die Weisungsgebundenheit jedoch ist ebenfalls ein zentrales
Abgrenzungskriterium zwischen SelbstÃ¤ndigen und Arbeitnehmern (BSG, Urteil
vom 12. Februar 2004, B 12 KR 26/02 R). Hier hat die KlÃ¤gerin festgelegt, wann,
wo und wie die FÃ¼hrungen durchgefÃ¼hrt werden, indem sie durch den Verkauf
der entsprechenden Eintritts-/bzw. FÃ¼hrungskarten die Besucher
zusammenstellte. Die Beigeladenen konnten lediglich im Einzelfall AuftrÃ¤ge
selbststÃ¤ndig ablehnen, ohne deren Inhalt oder Ort zu verÃ¤ndern. Auch wer die
zu fÃ¼hrenden Personen oder Gruppen â�� die im Ã�brigen lediglich vertragliche
Beziehungen zur KlÃ¤gerin unterhielten â�� waren, legte die KlÃ¤gerin fest.
SchlieÃ�lich bestimmte diese auch Ã¼ber den Inhalt der PrÃ¼fungen, denen sie die
Park- und SchlossfÃ¼hrer vor Aufnahme der TÃ¤tigkeit unterzieht, maÃ�geblich den
Inhalt der FÃ¼hrungen. Letztlich bleibt festzustellen, dass mit Ausnahme der
Befugnis zur Ablehnung von EinzelauftrÃ¤gen, eine vollstÃ¤ndige
Weisungsgebundenheit vorlag.

Auch ein Unternehmerrisiko haben die Beigeladenen nicht getragen, die
VergÃ¼tung wurde unabhÃ¤ngig vom Erfolg der FÃ¼hrungen gezahlt. Es ist nicht
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ersichtlich, wie die Beigeladenen irgendein eigenes Unternehmerrisiko an Wohl und
Wehe "ihres" Betriebes getragen haben. Es bestand insoweit lediglich das Risiko,
das jeder Arbeitnehmer trÃ¤gt, nÃ¤mlich hinsichtlich der Tatsache, dass sich aus
der HÃ¶he der Einnahmen des Arbeitgebers Konsequenzen fÃ¼r ihren Arbeitsplatz
ergeben kÃ¶nnten. Durch eigene BemÃ¼hungen bestand unabhÃ¤ngig vom
Eintrittskartenverkauf der KlÃ¤gerin keine MÃ¶glichkeit der Beigeladenen, ihr
Einkommen zu erhÃ¶hen. Dies mag erklÃ¤ren, weshalb die Beigeladenen das
Verfahren der KlÃ¤gerin hingenommen haben, vermag jedoch an der rechtlichen
Bewertung nichts zu Ã¤ndern.

Insgesamt bleibt festzustellen, dass die Beigeladenen auf der Grundlage ihres
Arbeitsvertrages die MÃ¶glichkeit genutzt haben, einen weiteren fremdbestimmten
Aufgabenkreis wahrzunehmen und, wenn auch im Einzelfall leicht eingeschrÃ¤nkt
und in einem anderen Vertrag geregelt, andere vom Arbeitgeber zugewiesene
Arbeiten zu Ã¼bernehmen. Sie waren an einem bestimmten Arbeitsplatz gebunden
und konnten die TÃ¤tigkeit als SchlossfÃ¼hrer nicht weitgehend frei gestalten
sowie die Arbeitszeit und den Arbeitsplatz hierfÃ¼r nicht selbst festlegen. All dies
war vorgegeben, sie hatten allein die MÃ¶glichkeit, EinsÃ¤tze insgesamt nicht zu
Ã¼bernehmen.

In Anbetracht dessen musste die Berufung der Beklagten mit der Kostenfolge aus Â§
193 SGG erfolgreich sein. Wegen der Klageerhebung noch im Jahre 2001 ist die am
02. Januar 2002 in Kraft getretene Regelung des Â§ 197a SGG hier nicht
anzuwenden (Art 17 Abs. 1 Satz 2, Art 19 6. SGG-Ã�nderungsgesetz).

FÃ¼r die Zulassung der Revision liegt keiner der im Gesetz (Â§ 160 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz) dargelegten GrÃ¼nde vor.

Erstellt am: 24.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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